
Beglaubigte Abschrift

Amts geriicht Schwandorf

Az.: 1 C 5132118

IM NAMET{ DES

ln dem Rechtsstreil

- Kläger -

Prozessbqvo llmächtigte:
Fiechtsanwälile Dr. Katsbach & Dr. Buchllink Partnerschaftsgesellschaft mtrB, paststraße
7', 92421 Sch'wandorf,ffi

gegen

E rozessbevol lmachtiglf e :

Flechtsanwä

wegen Forderung

erlässt das Amts;gericht Schwandor{ durcfr die Richterin am Amtsgericht SchaE am 20.09.2018

olrne mundliche 'y'erhandlung mit Zustimmurng der Parteien gemäß $ 12{} Abs. 2ZPO folgen<Jes;

E:ndurteil

Die Behlagte wird verurteilt, an den Kläger 646,43 € zu bezahlen nebst Zinsenr hieraus in

Höhe von 5 Prozentpunkten über dern jeweiligen Basiszinssatz atl 03.01.2018.

Die Bek:lagte wird verurteilt, dem K|äger außergerichtliche Rechlrsanwaltskost,en in l-{ohe

von 78,{10 € zu erstatten nebsl Zinsern hieraus in Höhe von 5 Pro::entpunkten über dem ie-

weiligen Basiszjnssatz seit 01 ,06.2018.

Die Beklagte hat die Kosten des Recl'rtsstreits zu lragen.

f:;9"'ltn ä;rREr:n7s4,üffiiii.i,

14 :ep, 2gy6 '*']

- Beklagte -
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' 4' Das Urteil ist vorläufig vollstrecl;bar. Die Beklagte kann die Vollstreckung des Ktärgers

durcir Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Brl-

trags abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von

110 s,/o cles zu vollstreckenden Betrags leistet.

13eschluss

Der Slreitwert wird auf 646,43 € festgesetzt,

Tatbestand

{lie Parteien streiten um restliche Schadensersatzanspruche, närnlich Mietwagenlrosten, nirch
einem Verkehrsunfal! aus abgetretenem Recht.

l\m 01 .11.2017 koltidierte der

prflichtversichr=rtr:n pkw beim

Fahrzeugfülrrer mil seinem bei der Berklagten fraft-

Rangieren ar;f dem Marktplatz in schwanrjorf mjt dem trlägerischen
F:ahrzeug,eirrenope|Meriva1.7cDT|fdi1|ionmitdernamt|ichenKenn::eichenfnie

Flaftung der l3eklagten dem Grunde nach zu 100 Prozent steht außer streit, Das klägeriscrhe

Fahzoug (Ar,rtomietwagenklasse 5) wurde beim Autohar" 

-repariert. 

ln drer Zeit vom
02'11,?a17biszum16,11'2o17mietetedrerKlägerbeimAutohau.QeinlJnfa|lersatz.

fethrzeug der Mietwagenklasse 1 an. Der Kläger legte damit 200 km zr.rruck. Das AutohausilF
cÜ stellte hi€,rfür einen Betrag in Höhe von 1.788,00 € in Rechnung. Die Beklagte ha1;.1.122,Tti€

an Mietwagenkosten erstattet. Mit Mahnschreiben vom 03,01.2018 wurde.die Beklagte zurZiah-
lung von weiterer Mietwagenkosten in Höhe von 646,43 € erfolglos aufgefordert

D13r Kläger trägt r,'or dass er im Zeitraum 0i1..11,2a17 bis 16,1 1.2017 Fahrbedarf hatte. seine Efre-
frau sei auf physiotherapeutische Behandlung angowiesen gewesen. öffenliche Verkehrsmipel
hätten nicht in Arrspruch genornmen werden können und seien weder dem Kläger noch seinpr
Ehefrau zumutbar gewesen. Der Klägr=r ist der Ansicht, dass nach anzuivendendtir
Sc;hwacke-Liste sogar 1'846,63 € erstattungsfähig wären. Ein Abzug wegen Eigenersiparnis ent-
1'alle da ein Falrrzeug Klassen tiefer angemietet worden sei.
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Oer Klägerr beantragt:

1, Die Beklagte wird verurteill, an den Kläger

hieraus in Höhe von 5 prozerntpunkten über

03.01.2018.

646,#l € zu bezahlon nebst Zinsen

dem jeweiligen Basiszinssatl ah

2' Di'e tseklagta wird verurteitt, dem Ktäger autlergerichtliche Rechtsanwaltskosterr
in Hiihe von 78,90 € brutto zu erstatten nebst Zfnsen hioraus in Höhre von S pro-
zentpunkten über dem ieweirigen Basiszinssatz ab Rechtshängigkeit.

Die Beklagfe beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagtc ist der Anstcht, dass die Anmietung des Mieifahzeugs in Hinblick auf den durch-
schnittlichen Tagesbedarf von nur etwa 13 Kilometer nichterforderlich sei. Dem Ktäger bzw. sei-
ner Ehelrau tväre es zumutbar und auch möglich gewesen, für die medizinisch indizierten Fiahr-
t'en ein kosterrgünstigeres Taxi in Anspruch zu nehmen. Dosweiteren könne der Kiäger keine I'ikti-

ve Abrechnurrg auf Basis der Mietwagengruppe 5 geltend machen, da das angemiatete Fahrzerug
tn die Mietwiagengruppe 1 einzuordnen sei. Auf eine schätzung der Mietwagerrksten nerch

Sichwackel b:zw, unter Mitnutzung von Sclrwacke könne nicht mehr abgestellt werden. Zutreffend
abzustellen sr=i auf Fraunhofer. Die Erstatlungsfähigen Mietwagenkostern danach würden 296,gs
€ betragen. Ein Abzug wegen ersparter Eigenaufwendungen müsse sich der Kläger auf jeden f:all
gefalJen lassen Der Kläger begehre einen Unfallersatztarif, der objektiv nicht er{orderlich sei. Drer

Kläger sei seiner Erkundigungspflicht nicht nachgekommen und habe gegen seine Schadensrrrin-

dt:rungspflicht nach $ 254 Abs. 2 S. I BGB verstoßen. Bei den Firmen Sixt und Eurcpcar sovrrie

A'uis wäre ein Anmietung kostengünstiger und auch zumutbar gewesen. Die geltend ,Eemachten

N'obenkosten für eine Haftungsfreistellung in Höhe von 297,90 € brutto se,ien nicht erforderlich. Ein

Sonderrisiko sei rrrit der Anrnietung eines um -4 Mietwagengruppen kleineren Fahzeugs nicht vr:r-

bunden gewesen,
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Hinsichtlich des weiteren, übrigen Vorbringens der Parteien wird auf die wechselseitigen Schrift-

sätze nebsit Anlagen Bezug genommen. Mil Zustimmung der Parteien hal das Gericht nrit Be-

schluss vom 09.08.2018 entschieden, dass gemäß g 128 Abs, 2Zf>Q eine Entsc,heidung ohne

mundliche'y'erhandlung ergeht.

Entsclreidungsgru nde

Die Klage is;t sowohl zulässig als auch begründet.

t.

Das Amtsgerricht Schwandorf ist örtlich und sachlich zuständig, S$ 32 ZpO, 2ii Nr. 1 GVG.

Dem Kläger sleht gegenüber der Beklagten noch ein weiterer Schadensersatzanspruch wergen

nicht bezahlter Mietwagenkosten in Höhe von 646,43 € zu, gg 7 Abs. 1,11,18 SIVG, $ 115 Abs. i

S. 1 Nr. 1, S. 4 WG, $S 249 Abs. 2 BGB.

1

Die alieinige Haftung der Beklagten für srämtliche aus dem Verkehrsunfall vom 01.11.2A1T aul'

dem Marktpl;atz in Schwandorf enlstanderre Schäden ist dem Grunde nach unslreitig.

..)

lm flinblick aul die von der Klagepartei geltend gemachten Mietwargerrkosten von insgesinmt

1 788,00 € ururde durch die Beklagte bislang ein Betrag in Höhe van 1.122,76 € reguliert. Insge-

samt erachtert das Gericht Mretwagenkosten als erforderlichen Herslellungsaufwand gem. $ :249

r\bs. 2 BGB in Höhe von 1.830,07 € als erstattungsfähig. Somit ist der eingektagb Betrag uon

646,43 € durch die Beklagte zu ersta$en.

Der erstattungsfahige Betrag ist in Bezug auf entstandene Mietwagenlcoslen gem. Si 24g Abs;, 2

Si. 1 BGB aul' den erforderlichen Herstellungsaufuvand begrenzt. Was hiernach für erforderlicf er-

atchtet werden kann, ist danach zu bemc.ssen, was ein verständiger, wirtschaftlich denken,Cer

i\4ensch in dtlr Lage des Geschädigten für zweckmäßig und notwendig halten würde, Der Ge-
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schädigte hat dabei nach dem aus dem ,Grundsatz der Erforderlichkeit resultierendsn Wirtschaft-

lichkeitsgebot im Rahmen des ihm Zumirtbaren stets den wirtschaftlicheren lVeg zur Schadens-

behebung zu wählen

Übertragen auf die Mietwagenkosten ist clnher zu sehen, dass der Geschädigtet von mehroren auI

dem örtlich relevanten Markt, nicht nur für Unfallgeschädigte, erhältlichen Tarifen für die Anmie-

tung eines vrargleichbaren Ersatzfahzeugs innerhalb eines gewissen Rahmens grundsätzlich nur

den günstigrlren Mietpreis ersetzt verlarrgen kann (vgl. BGH Urteil vom 24.C16.2008 Az.; Vl ZF

234lAT), Jecloch ist dem Geschädigten nicht zuzumuten, eine Marktforschung; zu b'etreiben, um

den abso{ut günstigsten Preis für ein Ersatzfahzeug herauszufihden. Es kommt vie'lmehr daraul'

an, welche lr4ietwagenkosten er für erfordr:dich halten durfte.

Nach der Rt;cirtsprechung des BGH ist 1für die Beantwortung der Frage, welche Aufwendungen

für die Anmietung eines Ersatzfahzeugs erforderlich sind, zunächst r1er Norrnaltariif heranzuzie-

hen.

Diesen Nornraltarif ermittelt das Gericht, entsprechend der ständigen Rechtsprechung des Amts-

gerichts Schwandorf, in Ausübung seines tatrichterlichen Ermessens im Rahrnen drer Schadens-

schätzung g,am, $ 257 ZPO auf der Gruncllage der jeweils gültigen Schwacke-Liste.

Nach der stärndigen Rechtsprechung des BGH ist die Bemessung der Höhe cJes Sr:hadens des

Anspruches in erster Linie Sache des nach $ 2S7 ZPO besonders freigestellten Tatrichters (BGH

NJW 1984. 2282: NJW 1988, 1835: NJW 2A05,277', NJW 2009, 1066; NJW 2009,3022:

NJW-RR 201 1, 823).

Die Art der lichätzgrundlage gibt $ 287 2lPO nicht vor, wobei gleichwohl in geeigneten Fällen Li-

rsten oder Tabellen bei der Schadensschärtzung Verwendung finden können. Nach der Rechlspre-

rlhung des BGI-'I sind sowohl die Schwacke-Liste als auch der Fraunhofer Mietpreisspiegel gnlnd'

sätzlich zur {ichätzung der erforderlichen Mietwagenkosten geeignet. []a die Listen nur als Grund'

lage für eine S,;hätzung herangezogen vrerden, kann der Tatrichter im Rahmen stlines Erntes-

:sens nach S 2S7 ZPO von dern sich aus den Listen ergebenden Taril durch Zuschläge bzw. Ab-

r;chläge grundsätzlich abweichen. Konkirete Zwei'fel an der grundsiitzlichen Geeignetheit der

lSchwacke-Liste haben sich für das Gericht irn konkreten Fall nicht aufgezeigt,

lm vorliegenCen Fall ist unstreitig, dass das Mietfahzeug für 15 Tage, vom 02.11.2017 bis

16.1 1 .2017, angemietet wurde.

l)ie Ersatzfalrrzeuganmietung war vorliegend auch erforderlich. Der Kläger hatte Fahrbedarf und

rrrar nicht gehalten; diesen mithilfe öffentlicher Verkehrsmittel oder einers Taxis zu decken. Etwas

anderes ergibt sich auch nicht aus dern,,geringen" Fahrbedad vorr 200 Kilometer bzw. 13

ltm/Tag. Die Nutzungsmöglichkeit seines elgenen Pkw wurde ihm durch den Schädiger genom-
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men. Weitere Einschränkungen, die sich ohne Zweifel durch die Verweisun6l auf iiffentliche Ver-

kehrsmittel oder auch auf ein Taxi ergetlen hätten, sind vom Kläger nicht hin;runehmen, Ein Taxi

bietet nicht die gfeiche Flexibilität wie ein Mietwagen. Ausführungen zu ötfentlichen Verkehrsmit-

teln insoweit erübrigen sich (vgl hieau aur:h AG Köln, Urteil voni 12,04,201i!, Az": 270 C 55l1il,

AG Langenl'eld, Urteil vom28.04.2010, Az : 31 C 175109).

3.

Das beschrädigte Fahrzeug Opel Meriv'a Edition 1.7 CDTI 5G ist der Fafrrzeuglklasse 5 der

Schwacke-[:instufung zuzuordnen, $ 287 ZPO.

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass sich die Obergrenze Cer erstattungsfähigen Miet-

wagenkosten - unler Zugrundelegung folgender Daten: Schadenstag 01.11.2017; Eirstzulassung

06.03.2006; Laufleistung 97516 km; KBA, (HSNITSN) 0fts' Opel Meriva Edition;S-Gang Ge-

triebe; Schwacke-Code 104'1 0625 - wie folgt enechnet:

Gruppe 5, Schwacke-Liste 2017, Postleitzahlengebiet 925 (arith. Mittel)

2x Wochen;rauschale (2x702,81€) '1,405,62 €

1x 1-Tages-Pauschale 124,90 C

zuzüglich 15ix 110,03 € für eine Vollkasko-lSB-Reduzierung unter 500,0C1 €, mjthin 300,45 €

Erstattungsfiähig sind damit gesamt 1.83C1,07 €.

4

Ein Abzug für ersparte Eigenaufuendungen im Hinblick auf die Nichtnutzung des eigenen F:ahr-

zeugs des l(lägers enffällt. Unstreitig wurde im vorliegenden Fall eirr Fahzeug derr Mietwagen-

klasse 1, also 4 Klassen niedriger als das geschädigte Fahrzeug, an5;emietet. Der Kläger muss

stch deshalb einen Abzug für ersparte Eigenaufwendungen nicht gefallen lassen. CirundsäE,lich

st der Gesc;hädigte berechtigt, ein gleichwertiges Fahrzeug anzumieten. Entschelidet er s;ich

l3leichwohl für eine einfacheres Fahzeug, widerspräche ein Ersparnisabzug der Elilligkeil, rrueil

rCer Schädigr;r so in doppelter Weise enlilastet würde (vgl. BGH, Urteril vom 05.03..2013 - Vl ZR

',745111; Palandl, S 249 BGB Rn. 36).
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5,

Das Gericirt erachtet auch die Kosten für eine Haflungsfreistellung, welche ebernfalls auf der

Grundlage derr Werte der Schwacke-Lisfe 2017 ermittelt wurden, für erstattunl3sfähig, $ 2g7 ,ZpO.

Die Kosten fur die Haftungsbegrenzung sind unabhängig davon zu er:setzen, rcb da:l geschäCigte

Fahaeug z:uvor vollkaskoversicherl war. Die Mehrkosten für die Anmietunrg eines Ersatzfahr-

zeugs mit Vollkaskoschutz stellen grundsätzlich eine adäquate Schadensfotger da (vgt. BGH-Urteil

vom 15.02.j2005, Vl ZR74104). Das Gericfrt geht davon aus, dass bei der Anmietung eines neu-

wedigen Fahrzeugs grundsätzlich ein erlröhtes wirtschaftliches Risiko auf Seiten des Geschädig-

ten bestand, welches vorliegend durch rlie Vereinbarung einer Haftungsbeschränkung reduziert

bzw. ausgers0hlossen wufde. Daran ändrart auch der Umstand nichts, dass ders Mietfahzeugl der

Fahrzeugkletsse 1 zuzuordnen ist. Das Gericht schließt sich ausdrücklich der Rechtsauffassiung

des BGii arr, dass darin eitte adäquate Sichadenfolge aufgrund des zugrunde liegenden Ges,che-

hens gesehon werden kann. Die Preiser gemäß Schwacke 2012 beinhalten lediglich eine Haf-

lungsreduzierrung mit einem Selbstbehall zwischen 500,-- € und 1.000,-- €. Aus der N,lebenkosten-

tabelle von €icl-rwacke 2017 ergeben sicl'r für eine Hafiungsreduzrerung unter 500,-- € ein Betrag

von täglich 20,03 €.

10.

lDer Kläger hat vorliegend nicht gegen Errkundigungspflicht verstoßen, Dies wäre insbesondere

nur dann relevant, wenn der Kläger über dem Normaltarif angemietet hätte. Nur wenn feststr;ht,

dass dem Geschädigten ein günstigerer Tarif in der konkreten situati,cn ohne weitrrres zugiing-

lich gewesen w'äre, kann dem Geschädigten eine kostengünstigere Anmietung untt,.r dem Blick-

lvinkel der ihm gemäß $ 254 Abs. 2 S. 1 BGB obliegenden Schadensrninderungspflicht zugemu

tet werden. Insofern trägt die Beklagte die Darlegungs- und Bewr:islast (BGH, Urteil vom

|J2'02-2A1A, Vl ZR 139/0E). Mit dem schlichten Einwand, im Großraum des Unfallortes bzw. cJes

\iVohnortes dr:s Klägers würden eine Vielzilhlvon Mietwagenuntemehmen wie Sixt, Europcar gnd

Avis günstrgere Normaltarife bzw. sog, Selbstzahlertarife anbieten, genügt die Beklagyte ihrer Dar-

legungs- und Beweislast nicht. Die Erholung eines Sachverstiindigengutachtens kornmt nicht in
Betracht, weil dies vor dem Hintergrund des unzureichenden vortrags rjer Beklagten zu einer un-
zulässigen Ausforschung führen würde
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II,

Die vorgeriol'rtlichen Rechtsanwaltskostern sind als Kosten notwendiger Rechtsverfcllgung Som. g

280 Abs 1 BGB bzw, $$ 7, 18 SIVG, $ S23 BGB i. V. m. $ 249 BGB als Kosten zur angemesse-

nen Rechtsverfolgung erstattungsfähig, r1a die Klägeiln berechtigt war, sich zur Gettendmachung

ihrer Rechte eines Rechtsanwalts zu bedienen.

Erstattungsl'ähig sind die Rechtsanwaltskosten aus einem Gegenstandswart in Höhe vorr

5.621,55 € lReparaturkosten brutto 3.141i,65 € + Sachverständigenkosten briltto 6iiZ,90€ + Miet-

wagenkosten brutto 1.788,00 € + Unkostenpauschale brutto 30,00 €) aus einrar 1,3 Geschäftsge-

bühr nach lJr. 2300 VV RVG nebst einer Auslagenpauschale nach 7002 W RVG und Umsaü:-

steuer, ergilrt 571 ,M €. Hierauf wurden bereits 492,54 € beglichen, so dass noch aussterherr

78,90 €.

lll

Der Zinsanspnlch ergibt

IV

Die Kostenerrtscheid ung

sich aus SS 2B0,Abs. 2, 286 Abs. 1, 288 Abs. 1, 291 BGB

beruht auf $ 91 21PO.

lfie Entscheidung zur vorläufigen Vollstrec;kbarkeit

"709 

ZPO.

hat ihre Rechtsgrunrllage in den $$ 708 Nr. 11,
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Rechlsbehelfsbelehrung :

Gegen rJie Eirtschcidung kann das Rechtsmlittel der Bcrufung eingelegt werden. Die Elerufurrg ist nur::uläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechlszu-
ges die Eerufrrng im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Amberg
Regierungsstraße 8-'l 0
92224 Ambero

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollstiindigen Entscheldung, spätestens mit Ablauf von fünf Monatert
nach der Verkündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder elnen Rechlisanwalt raingeletgt werden, Die
Berutungsschrilt muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung ernthalten, dass
Berufung eingelegt wer<Je.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit ,Anwaltsschriftsatz begrundet werden. Auch diese Frist beginnl
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwe,rt |eslgeselzt worden ist, kann lleschwerde eingelegt werden

wenn der Werl des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder des Gerricht die Beschwerde zugelas-

sen hat,

Die Beschwerde rst binnen sechs Monaten beri dem

Amtsgerichl Schwandorf
Kreuzbergstr. 19

5)2421 Schwandorf

elnzutegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen

Frledigung des VerJahrens. lst der Streitwert später als einen Monat vot Ablaul der sechsm,onatigen lFrist

festgesetzt wrlrden, kann dig Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mil-
teilung des F€)slsetzungsbeschlusses eingele,gt r.verden. lm Fall der formlosen Milteilung gilt der Beschluss
mit dem drittern Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll derr Geschäfisstelle des genann-

ten Gerichts. i]ie kann auch vor der Goschäftsstolle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklär1 werrden; die Frist

isl jedoch nur gewahrt. wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-

liche Mitwirkung lst nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Ookument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genÜgt

,Jen gesetzlichen Anforderungen nicht.

lSas elektronische Dokumenl muss
, mit einer qualifizierten olektronischen Signatur der verantwortenden Persorl versehen sein oder
- von der verantworlenden Person signiert und auf einem sicheren Überrnittiungsweg eingerr3icht werd,en.
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Ein elektronlsches Dokum9nt,'9as mit einer qualifizlerten elektronischen signatur der verarrtwonenden per-son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werdon:- auf einerm sicheren übermittlungsweg oder' an das für den Empfang aiektroniseher Dokumenle eingerichtete Eleklronische Garicl"rts- und Verur:rt-rungspcsrfach (EGVP) cjes Gerichts,

wegen der sicheren Übermittlungswego wirdi auf g 130a Absatz 4 der avilltrozessordnung verwiesen. fiin-sichtlich der welteren Voraussekunge"n zur etektränischen xornmunitation rnit den Gerichten wrrd auf dieverordnung Über die technischen Raimenbeclingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das br:_sondere eiektironische Behördenpostfaoh (Elektronischer-Rechtsverkehr-verordnung - ERW) in der je,weilsgellenden Fassung sowie auf die lnternetseite www.justiz.de verwiesen.

gez,

rSchatz

lRichterin am Amtsgericht

Verkündet am 20.09,201 g

gez,
Wittrnann, JHSekr

Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift
Schwandorf, 20.09.20 1 S

Wittmann, JHSekr
Urkundsbea mter cler Geschäft sr;telle
Durch maschinellei Bearbeitung beglaubjgl
- ohne Unlerschrift gültig
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